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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1978 Ausgegeben am 28. Dezember 1978 220. Stück

646. Bundesgesetz: Änderung des Postgesetzes
(NR: GP XIV IA 117/A AB 1053 S. 107. Einspr. d. BR: 1087 AB 1110
S. 116. BR: AB 1906 S. 380.)

647. Bundesgesetz: FMIG-Novelle 1978
(NR: GP XIV IA 116/A AB 1067 S. 106. Einspr. d. BR: 1088 AB 1118
S. 116. BR: AB 1902 S. 380.)

6 4 6 . Bundesgesetz vom 15. Dezember
1978, mit dem das Postgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Postgesetz, BGBl. Nr. 58/1957, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 36/1964,
der Kundmachung BGBl. Nr. 365/1970 sowie der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 338/1971, BGBl.
Nr. 646/1975 und BGBl. Nr. 618/1977 wird wie
folgt geändert:

1. Dem § 26 wird angefügt:
„Die Post- und Telegraphendirektionen dürfen
geringfügige Abweichungen von den gebühren-
rechtlichen Merkmalen nachsehen, wenn daraus
der Post kein Nachteil erwächst."

2. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:
a) § 1 Abs. 1 Z. 4 entfällt.

b) Im § 2 Abs. 2 haben nach dem Wort „Post-
karten" der Beistrich und das Wort „Geschäfts-
postkarten" zu entfallen.

c) § 8 hat zu lauten:
„§ 8. Für Briefe, Geschäftsbriefe und Druck-

sachen sowie Massendrucksachen mit persönlicher
Anschrift gilt ein Höchstgewicht von zwei Kilo-
gramm."

d) § 14 und die Überschrift zu § 14 entfallen.

e) § 15 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Drucksachen dürfen nichtgedruckt ent-

halten:
1. Aufgabeort,
2. Aufgabedatum,
3. Anschrift und Absenderangabe,
4. postdienstliche Vermerke,
5. Ziffern und Zeichen,
6. Druckfehlerberichtigungen,

7. Abdrucke, die mit Druckern von EDV-An-
lagen hergestellt wurden und

8. Abdrucke eines Handstempels."

f) § 17 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Für Massensendungen gelten folgende

Höchstgewichte:
1. Massensendungen ohne Anschrift: 250

Gramm,
2. Massenwarensendungen mit persönlicher

Anschrift: 500 Gramm,
3. Massendrucksachen mit persönlicher An-

schrift: 2000 Gramm."

g) § 17 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Für Massensendungen gelten folgende

Höchstmaße:
1. Massensendungen ohne Anschrift: Länge

33 Zentimeter, Breite 23,5 Zentimeter,
Höhe 2 Zentimeter;

2. Massensendungen mit persönlicher An-
schrift: Länge 33 Zentimeter, Breite 23,5
Zentimeter, Höhe 5 Zentimeter."

h) § 17 Abs. 6 Z. 2 hat zu lauten:
„2. Massensendungen mit persönlicher An-

schrift hat der Absender in Orts-, Leitstrecken-,
Leitgebiets- oder Leitzonenbunden aufzugeben."

3. Die §§ 1, 3 und 5 bis 7 sowie der § 9 der
Anlage 2 haben zu lauten:
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Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1979
in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Verkehr betraut.

Kirchschläger
Kreisky Lausecker

6 4 7 . Bundesgesetz vom 15. Dezember
1978, mit dem das Fernmeldeinvestitionsge-

setz geändert wird (FMIG-Novelle 1978)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Fernmeldeinvestitionsgesetz, BGBl.
Nr. 312/1971, in der Fassung der Fernmelde-
investitionsgesetz-Novelle 1977 wird wie folgt
geändert:

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Bundesminister für Verkehr wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen

1. in den Jahren 1964 bis 1978 zur Erweite-
rung und Erneuerung des österreichischen
Fernsprech-, Datenvermittlungs-, Fern-
schreib- und Funknetzes sowie zur Beschaf-
fung von Kraftfahrzeugen, Meßgeräten und
Werkzeugen, zur Durchführung allgemeiner
Hochbauvorhaben für den Fernmeldedienst
und zur Errichtung kombinierter Post- und
Fernmeldebauten bei den hiefür in Frage
kommenden Unternehmungen Bestellungen
im Höchstausmaß von 37 600 Mill. S zu ver-
geben;

2. in den Jahren 1979 bis 1980 zur Durch-
führung der in Z. 1 genannten Vorhaben
bei den hiefür in Frage kommenden Unter-
nehmungen Bestellungen im Höchstausmaß
von 12 700 Mill. S zu vergeben."

2. § 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Zur Begleichung der von den Unter-
nehmungen vorgelegten Rechnungen sind jene
Mehreinnahmen an Fernsprechgebühren zu ver-
wenden, die
in den Jahren 1965 bis 1967 über den Betrag

von 1 680 Mill. S,
in den Jahren 1968 bis 1971 über den Betrag

von 2000 Mill. S,
im Jahre 1972 über den Betrag von 2500 Mill. S,
im Jahre 1973 über den Betrag von 2700 Mill. S,
im Jahre 1974 über den Betrag von 3000 Mill. S,
im Jahre 1975 über den Betrag von 3300 Mill. S
und in den Folgejahren über den Betrag hinaus
anfallen, der in den Jahren 1976 und 1977 einem
Satz von 47,5 v. H., im Jahre 1978 einem Satz
von 55 v. H. und ab dem Jahre 1979 einem
Satz von 63 v. H. der jährlichen Gesamtein-
nahmen an Fernsprechgebühren entspricht.

Zu diesem Zweck ist in Höhe dieser Mehrein-
nahmen — die in den Bundesvoranschlägen bei
Kapitel 78 getrennt zu veranschlagen sind — ein
gleichhoher zweckgebundener Ausgabenansatz bei
Kapitel 78 vorzusehen."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Verkehr im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Lausecker Androsch
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